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Achtes Kapitel
Verwirklichung der Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit

§ 338
Verantwortung für die Verwirklichung der 

Maßnahmen der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit

Zur Verwirklichung des Zwecks der von 
den Gerichten ausgesprochenen Maßnah­
men der strafrechtlichen Verantwortlich­
keit haben die zuständigen staatlichen 
Organe unter Mitwirkung von Wirtschafts­
organen, Betrieben und anderen Einrich­
tungen, Genossenschaften, gesellschaft­
lichen Organisationen, Bürgern und ihren 
Kollektiven die gesetzlich vorgesehenen 
Maßnahmen zu treffen.

(1) Für die Verwirklichung der Maß­
nahmen der strafrechtlichen Verantwort­
lichkeit sind zuständig:
1. das Gericht bei Verurteilung auf Bewäh­

rung einschließlich der dem Verurteilten 
auferlegten Verpflichtungen, soweit hier­
für nicht andere Organe zuständig sind, 
Auferlegung besonderer Pflichten gegen­
über Jugendlichen außer gemeinnütziger 
Freizeitarbeit, Geldstrafe, öffentlichem 
Tadel und öffentlicher Bekanntmachung 
des Urteils;

2. die Organe des Ministeriums des Innern 
bei Freiheitsstrafe, Arbeitserziehung, 
Einweisung in ein Jugendhaus, Haft­
strafe, Jugendhaft, Aberkennung staats­
bürgerlicher Rechte, Ausweisung, Einzie­
hung von Gegenständen sowie Aufent­
halts- und Umgangsverboten;

3. der Rat des Kreises bei Vermögensein­
ziehung, Aufenthaltsbeschränkung, Tä­
tigkeitsverbot, staatlicher Kontroll- und 
Erziehungsaufsicht, gemeinnütziger Frei­
zeitarbeit und fachärztlicher Heilbe­
handlung;

4. das für die Erteilung einer Erlaubnis zu­
ständige Organ bei Entzug dieser Erlaub-

(2) Den Organen des Ministeriums des 
Innern obliegt auch die Vollstreckung der 
Todesstrafe.

(3) Bei der Verwirklichung einer Maß­
nahme strafrechtlicher Verantwortlichkeit

gegenüber einem Jugendlichen ist mit den 
Organen der Jugendhilfe zusammenzuar­
beiten.

(4) Der Vollzug von Freiheitsstrafen an 
Militärpersonen und von Strafarrest kann 
bei militärischer Notwendigkeit durch die 
Organe des Ministeriums für Nationale 
Verteidigung erfolgen.

(5) Die Einzelheiten des Vollzuges der 
Strafen mit Freiheitsentzug regelt das 
Strafvollzugs- und Wiedereingliederungs­
gesetz; die Einzelheiten der Verwirk­
lichung der anderen Maßnahmen straf­
rechtlicher Verantwortlichkeit regeln be­
sondere Durchführungsbestimmungen.

1340
Durchsetzung von Urteilen

(1) Urteile können erst durchgesetzt 
werden, wenn sie rechtskräftig sind. Dies 
gilt auch für Beschlüsse über die Verwirk­
lichung von Maßnahmen der strafrecht­
lichen Verantwortlichkeit.

(2) Das Gericht erster Instanz leitet die 
Durchsetzung auf Grund einer mit der Be­
scheinigung der Rechtskraft versehenen 
Ausfertigung der Urteils- oder Beschluß­
formel ein. Tritt die Rechtskraft einer ge­
richtlichen Entscheidung, mit der auf eine 
Strafe mit Freiheitsentzug erkannt oder 
der Vollzug einer Strafe mit Freiheitsent­
zug angeordnet wurde, im Rechtsmittelver­
fahren ein und befindet sich der Ange­
klagte in Untersuchungshaft, ist die Ver­
wirklichung dieser Strafe durch das Gericht

1341
Anrechnung der Untersuchungshaft

Dem Angeklagten 1st die gesamte Unter­
suchungshaft beim Vollzug einer Strafe 
mit Freiheitsentzug anzurechnen.

Verurteilung auf Bewährung 

1342
(1) Das Gericht hat unter unmittelbarer 

Mitwirkung der Schöffen, gesellschaftlichen 
Beauftragten und anderer Bürger sowie Im


